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Anlage 13.
(Drucksachen. Nr. 13.)

Bericht und Antrag
des Provmzialcmsfchuffes,

betreffend

den Erlaß eines Reglements für die Rheinischen Provinzial-Fürsorge^
erziehungsanstalten.

Nach H 1? des Gesetzes über die FürsorgeerziehungMinderjähriger vom 2. Juli 1900
haben die Kommunalverbände für die Verwaltung der von ihnen errichteten Erziehungsanstalten
Reglements zu erlasse»,„die der Genehmigungder Minister des Inner» und der geistliche»,Unterrichts-
und Medizinal-Angelcgenheitbedürfen in Betreff derjenigen Bestimmungen, welche sich ans die
Ausnahme, die Behandlung, den Unterricht und die Entlassung der Zöglinge beziehen".

Ein solches Reglement ist für die Rheinische Pruvinzial^Fürsorgeerziehnngsanstalt
Fichtenhain von dem 48. Rheinischen Provinziallaudtag in der Pleiwrsitzimgvom 11. März 1908
beschlösse«nnd seitens der zuständige» Herren Minister dnrch Erlaß vom 26. April 1908

8 1609 . .

M. d.^7"Ä."Ü7llI^''l294 a°'"b""gt ""«den.
Nachdem inzwischendie Rheinische Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstaltzu Rheiudahlcü

den, Betrieb übergebe»wurden ist und die weitere Anstalt zu Solingen im Laufe des Jahres 1910
eröffnet werden wird, ist es erforderlich, die Fassung des Fichtenhaincr Reglements, welches sich
im übrigen bewährt hat, so abzuändern, daß dasselbe für die 3 genannten Anstalten paßt. Es
handelt sich in: wesentlichen, da die 3 Anstalten gleiche Aufgaben habe», lediglich um Aeudcruuge»
redaktionellerArt und ist nur noch der Umstand zu berücksichtigen, daß der Anstalt in Rheindahlen
eine Abteilung für noch schnlpflichtigc Zöglinge angegliedert ist.

Ein entsprechender Entwurf ist in der Anlage beigefügt. Derselbe ist dem Herrn Ober-
Präsidenten der Rheinprovinz mit der Bitte eingereichtworden, die Entscheidungder zuständige»
Herren Minister über die Genehmigung desselbenherbeizuführen. Es dürfte Vorsorge zu treffen
sein für den Fall, daß diese Entscheidungbis zum Zusammcutretcudes Provinziallandtagcs noch
nicht vorliege« sollte.

Hiernach beehrt sich der Provinzialansschuß zu beantragen:
„Der Pruvinziallaudtag wolle dem vorgeschlagenen Entwurf eines Reglements für die
Rheinischen Provinzial'Fürsorgeerziehuugsanstaltenmit der Maßgabe seine Zustimmung
erteilen, daß der Provinzialansschuß ermächtigt ist, etwaige von den zuständigen Herren
Ministern nachgeforderte Aenderungenselbständig vorzunehmen."

Düsseldorf, den 25. Januar 1910.

Der Provinzialansschuß:

O. Graf Beissel von Gymnich, Dr. von Renvers,
Vorsitzender. Landeshauptmann.
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Reglement
sül dir Rheinischen

Auf Gmnd des ß 17 des Gesetzesüber die FürsorgeerziehungMinderjähriger vom
2. Juli 1900 und der §§ 8 und 35 der Provinzialordimngfür die Rheinprovinzvom 8. Juni 1887
wird hiermit für die Rheinischen Provinzial-Fürsorgecrziehungsanstaltenfolgendes Reglement erlassen,

I. Abschnitt.

Zweck der Anstalten.
Die Rheinische» Provinzial-Fürsorgeerzichnngsanstaltcnsind bestimmtzur Aufnahme und

Erziehung von auf Grund des Gesetzes über die Fürsorgeerziehung Minderjährigervom 2, Juli l900
zur Fürsorgeerziehungüberwiese»«, schulpflichtige» und schulentlassene» Minderjährige!, männlichen
Geschlechtes, katholischen uud evangelischen Bekenntnisses.

Die Anstalten haben die Aufgabe, die Zöglinge durch Arbeit uud Gewöhnung a» Zucht
uud Ordnung, sowie durch religiöse Belehrung und durch Unterweisungin den Kenntmsscnder
Volks- oder Furtbildimgsschulein körperlicher, sittlicher u»d religiöser Hinsicht zu heben und durch
Ausbildung in einem bestimmten Handwerkoder in der Landwirtschaft zn brauchbare,! Mitgliedern
der bürgerlichen Gesellschaft heranzubilden.

Den noch schulpflichtigenZöglingen ist der vorgeschriebeneElementarunterrichtzu erteile».

§2.
Aufnahme der Zöglinge.

Die Aufnahme von Zöglinge» darf nur auf Grund einer Aufnahmcanwcijungdes Landes-
hauptmauns erfolgen.

Der Landeshauptmannist befugt, die Aufnahme auch solcher Minderjähriger, deren vor¬
läufige Unterbringung auf Grund des § 5 des Fürsorgecrziehungsgesetzesangeordnetist, auf Gefahr
uud Kosten der darum nachfuchcudenPolizeibehördezu gestatten.

Von jeder erfolgten Aufnahmeist den, Landeshauptmannunverzüglich Anzeige zu erstatte!,.
Persoue», welche mit ansteckenden Krankheiten behaftet sind, dürfen nicht aufgenommen werden.

8 3-
Behandlung, Beschäftigung und Unterricht der Zöglinge.

Die fchulentlasscnen Zöglinge werden bestimmtenFamilien, deren Starte in der Regel
20—30 Köpfe nicht übersteigt, zugeteilt. An der Spitze je einer Familie steht ein besonders
geeigneter, zuverlässiger Angestellter.

Die Behandlung eines jeden Zöglings ist seiner Eigenart entsprechendeneinzurichten, wie
es zur Erreichuugder Austaltsaufgabe(§ 1 Abf. 2) erforderlich erscheint.

Die Beschäftigung der schulentlassene»Zöglinge findet in den in den Anstalteneingerichteten
Handwerksbetrieben oder in der Landwirtschaftu»d Gärtnerei statt,

18"
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Die Beköstigung und Bekleidung der Zöglinge wird durch den Anstalts-Haushaltspla» geregelt.
Die Zöglinge erhalten den erforderlichenElementar- und Fortbildungsnnterricht durch

Lehrer, welche die Befähigung zur Ausübung des Lehramts in der öffentlichen Volksschule besitze»
muffen. Außerdem wird Fachunterricht erteilt.

Wegen der Teilnahme der Zöglinge am Gottesdienst find die Vorschriften ihres Bekennt¬
nisses maßgebend. Dabei sind die Gewährung von Religionsunterricht und ausreichende Seclsorgc
sicherzustellen.

Die ärztliche Fürsorge wird von einem Arzt wahrgenommen, der psychiatrischvor¬
gebildet sein muß.

Im übrigen werden die näheren Vorschriften über die Behandlung und Beschäftigungder
Zöglinge durch eine von dem Pruviuzinlausfchuß festzusetzendeHausordnung getroffen.

8 4.

Entlassung der Zöglinge.
Die Entlassung eines Zöglings erfolgt:
?>,) wen» der auf Ueberwcisuug zur Fürsorgeerziehunglautende Beschluß des Vormnndschafts-

gerichts im Wiederaufnahmeverfahren(tz 6 des Fürsurgccrziehungsgcfetzcs) durch rechts
kräftige Entscheidungaufgehobenist;

b) im Falle der Beendigung der Minderjährigkeit des Zöglings;
o) wenn die Erziehuug des Zöglings in seiner eigenen Familie angeordnet wird (§ 1^

Abs. 2 des Fürsorgecrziehungsgcsetzes);
<l) wen» die frühere Aufhebungder Fürsorgeerziehungdurch den Landeshauptmann beschlossen

wird (ß 13 Abs, 2 des Fürsurgeerzichuugsgesetzcs) und endlich
o) wenn der Zögling anderweit untergebrachtwerden füll; der Zögling soll aber iu einer

Dienst- oder Lehrstelleerst dann untergebrachtwerden, wenn er körperlichund sittlich
soweit gefestigt ist, daß die Anstaltserziehungentbehrlicherscheint.

Erachtet der Direktor der Anstalt die anderwcitcUnterbringung oder die vorzeitigeEnt¬
lassung eines Zöglings für angezeigt, so hat er dem Landcshanptmnunhierüber alsbald zu berichte»-

Die Entlassung eines Zöglings wird in allen Fällen von dem Laudcshauptmau»
besondersverfügt.

II. Abschnitt.
8 5.

Leitung und Verwaltung der Anstalten.
Die Leitung und Verwaltung der Anstalten wird von dein Pruvinzialausschußuud dei»

Landeshauptmann sowie den dem Letztereu zugeordnete» oberm Beamten gemäß der Provinzial^
ordnuug, der Geschäftsordnung für den Provinzialausschuß uud der Geschäftsauweisuugfür dc»
Laudcshauptmllnu uud die ihm zugeordnetenoberen Beamte» geführt.

Dem Landeshauptmann steht außer den in der Provinzialordnnng und den sonstige»
Bestimmungenvorgesehenen Befugnisseninsbesonderezn:

1. die Vorprüfung der von den Anstaltsdirekturenzn entwerfenden Haushaltspläne uud der
Iahresrechnungen der Anstalten zum Zwecke der Vorlegung au den Pruviuzialausschnß!

2. die Ueberweifungder etatsmäßigen und sonst bewilligtenMittel an die Anstalten;
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3. die vorläufige Annahme uon Beamten für die ctatsmäßigen Stellen fowie die Annahme
der fonstigen Angestellten und Bediensteten, soweit diefe den Anstaltsdirektoren nicht über¬
lassen ist (Z 5 des Reglements über die dienstlichen Verhältnisse der Beamten der
Provinzialverwaltnng)!

4. der Erlaß der Dienstanweisungen für die Uon ihm oder den Anstaltsdirektoren an¬
zunehmenden Beamten und Bediensteten, während die Dienstanweisungen für die von dem
Provinzialansschuß anzustellenden Beamten von diesem erlassen werden;

5. die Bestimmung über die Art der Beschaffung von Verpflegnngsbedürfuifsen und deren
Vergebung?

<>. die Prüfung der uon den Direktoren monatlich einzureichendenProtokolle über die Kassen-
revisionen sonne der Bekoftignngsnnchweise.

s n.
Direktoren der Znstallen.

Die besondere Leitung und Verwaltung jeder Anstalt innerhalb der Grenzen des Haushalts¬
plans nnd dieses Reglements unter der durch die Dienstanweisungen angeordneten Mitwirkung der
übrigen Anstaltsbeamten ist dem Direktor jeder Anstalt anvertraut.

Der Anstnltsdirettor ist als erster Beamter der Anstalt nächster Vorgesetzter des sämtlichen
Beamten- und Dienstpersonals Er ist für die ordnnngsmäßige Verwaltung der Anstalt verantwortlich
und verpflichtet, nach jeder Richtung hin auf die Erreichung der Zweckeder Anstalt bedacht zu sei»
sowie das Interesse der Anstalt zn wahren und auch innerhalb der dem Prouinzialausschuß uud
Landeslwnptmann vorbehaltenen Befuguifse vorläufige Anordnungen in Dringlichkcitsfällen bei
sofortiger Anzeige an den Landeshauptmann zn treffen.

Uebcrschreitnngen des Hanehaltsplanes dürfen nicht selbständig und ohne höhere Ge°
uelnuignng veranlaßt werden.

ß 7.

Sonstige Beamte und Angestellte der Anstalten.

Für die Anstellung, die dienstlichenVerhältnisse und die dienstlichenAufgabe» der fämtlichen
Beamten' nnd Angestellten der Anstalten sind die Vorschriften der für die Beamten nnd Angestellten
der Provinzialverwaltnng erlassenen Reglements uud Grundsätze sowie die Dienstanweisungen
derselbe» maßgebend.

Beaufsichtigung.
Für die Ausübung der staatlichen Oberaufsicht gelten die Bestimmungen des Fürsorge-

erziehungsgesctzcssowie der Provinzialordnung.
Auße». den von dem Landeshauptmann oder in dessen Vertretung von dem zuständigen

Äbteilnngsdirigentcn in der Regel unvermutet vorzunehmenden Revisionen finden anch gelegentliche
Revisionen der Anstalten seitens des Provinzialansschusses statt.

Die Beanffichtigung der Provinzialanstalten in banlicher Hinficht sowie die gefchäftliche Be¬
handlung der Ausbeffcruugen uud Ergänzuugsbauten erfolgt nach dem von dem Provinzialansschuß
erlassenen besonderen Reglement.
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Bericht und Antrag
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